Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1604 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. April 1967 

II/l — 68070 — 5416/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Finanzpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats betreffend die Sonderabteilung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft sowie den 

Entwurf einer Entschließung des Rats betreffend die Zeit- 
punkte der Einsetzung der am 15. Dezember 1964 beschlos- 
senen gemeinschaftlichen Ausgleichszahlungen in die Haus- 
haltspläne der EWG. 

Dieser Vorschlag bzw. Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Prä- 
sidenten der Kommission der EWG vom 17. März 1967 dem 
Herrn Präsidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem Verord- 
nungsvorschlag ist vorgesehen; die Anhörung des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG übermittelte Begründung beigefugt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Dr. Schröder 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Uans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goetheslraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
betreffend die Sonderabteilung des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 200 Absatz 3 und Artikel 209, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Zur Durchführung besonderer Maßnahmen er- 
schien es zweckmäßig, den durch Artikel 1 der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG geschaffenen Abteilun- 
gen „Garantie" und „Ausrichtung" des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft eine Sonderabteilung anzugliedern, deren 
Finanzierung durch Beiträge der Mitgliedstaaten 
nach dem Aufbringungsschlüssel des Artikels 200 
Absatz 1 des Vertrags zu erfolgen hat. 

Es sind daher die erforderlichen Finanzvorschrif- 
ten für das Funktionieren der Sonderabteilung vor- 
zusehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Es wird eine Sonderabteilung des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, Seite 586/64 


Schaft errichtet. Die Sonderabteilung umfaßt die 
Ausgaben für besondere Maßnahmen zur Verwirk- 
lichung der Ziele des Artikels 39 des Vertrags, die 
für eine Finanzierung nach Maßgabe der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG nicht in Betracht kommen. 


Artikel 2 

Der in Artikel 2 der Haushaltsordnung betreffend 
den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft vorgesehene Sondertitel wird 
durch ein Kapitel für die Ausgaben für die im 
Rahmen der Sonderabteilung finanzierten Maß- 
nahmen ergänzt. 

Artikel 3 

Die Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten zur Dek- 
kung der Ausgaben der Sonderabteilung des Fonds 
bestimmen sich nach dem Aufbringungsschlüssel 
des Artikels 200 Absatz 1 des Vertrages. 


Artikel 4 

Die Artikel 1, Artikel 8 Absätze 1 und 2 a) sowie 
die Artikel 10 bis 12 der Haushaltsordnung betref- 
fend den Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft finden sinngemäß auf 
die Sonderabteilung Anwendung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Im Rahmen seiner Beschlüsse vom 15. Dezem- 
ber 1964 über die Herstellung eines gemeinsamen 
Getreidepreisniveaus in der EWG ist der Rat über- 
eingekommen, für die Einkommensverluste Aus- 
gleichszahlungen mit folgender Maßgabe zu ge- 
währen : 

„Eine degressive gemeinschaftliche Ausgleichszah- 
lung wird unter folgenden Bedingungen gewährt: 


Deutschland 

1967/68 

560 Millionen DM 


1968/69 

374 Millionen DM 


1969/70 

187 Millionen DM 

Italien 

1967/68 

260 Millionen DM 


1968/69 

176 Millionen DM 


1969/70 

88 Millionen DM 

Luxemburg 

1967/68 

5 Millionen DM 


1968/69 

3 Millionen DM 


1969/70 

2 Millionen DM 


Die Ausgleichszahlungen werden auf eine Sonder- 
abteilung des EAGFL angerechnet, deren Finanzie- 
rung nach dem in Artikel 200 Absatz 1 des Vertra- 
ges vorgesehenen Aufbringungsschlüssel erfolgt." 

2. Die Kommission vertritt die Auffassung, daß mit 
diesem Ratsbeschluß die Höhe der Ausgleichszah- 
lungen zugunsten der Bundesrepublik Deutschland, 
Italiens und Luxemburgs endgültig geregelt worden 
ist. 

Demzufolge muß die Gemeinschaft den drei ge- 
nannten Mitgliedstaaten die vom Rat festgesetzten 
Beträge gutschreiben, wobei es diesen Mitgliedstaa- 


1) Dok. 1714/64 (MC/PV 36) vom 11. August 1965, An- 
lage IV — Seite 16 


ten vorbehaltlich der für die Beihilfenpolitik in der 
Landwirtschaft geltenden Vorschriften überlassen 
bleibt, wie sie diese Mittel verwenden. 

3. Da die Ausgleichszahlungen auf eine Sonderab- 
teilung des EAGFL anzurechnen sind, findet die 
Haushaltsordnung betreffend diesen Fonds Anwen- 
dung. Weder in dieser Verordnung noch in der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG ist jedoch eine Sonder- 
abteilung vorgesehen. Daraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit, diese Abteilung rechtlich zu gründen 
und die finanztechnischen Einzelheiten in Form 
einer jährlichen Verrechnung festzulegen. 

4. Am 26. Juli 1966 hat der Rat eine „Entschließung 
über Maßnahmen zugunsten der luxemburgischen 
Landwirtschaft" angenommen, die ebenfalls nach 
dem Aufbringungsschlüssel des Artikels 200 Ab- 
satz 1 des Vertrages finanziert werden sollen und 
deren Ausgaben in Höhe von 2 Millionen RE im 
Haushaltsjahr 1968 und 2 Millionen RE im Haus- 
haltsjahr 1969 auf eine Sonderabteilung des EAGFL 
anzurechnen sind. Die Verordnung betreffend die 
Sonderabteilung des EAGFL gilt automatisch auch 
für diese Ausgaben. 

5. Damit die begünstigten Mitgliedstaaten ihre 
einzelstaatlichen Maßnahmen zur Einführung der 
Beihilfen vorbereiten und die Schuldnermitglied- 
staaten ihre Haushaltsvoranschläge aufstellen kön- 
nen, ist bereits jetzt, wie dies der Rat im Juli 1966 
für die Maßnahmen zugunsten der luxemburgischen 
Landwirtschaft getan hat, in Form einer Entschlie- 
ßung festzulegen, auf welche Haushaltsjahre die 
gemeinschaftlichen Ausgleichszahlungen für Ge- 
treide anzurechnen sind. 


3 



Drucksache V /1604 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf einer Entschließung des Rats 
betreffend die Zeitpunkte der Einsetzung der am 15. Dezember 
1964 beschlossenen gemeinschaftlichen Ausgleichszahlungen in 
die Haushaltspläne der EWG 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

in der Erwägung, daß am 15. Dezember 1964 im 
Zusammenhang mit der Herstellung eines gemein- 
samen Getreidepreisniveaus in der EWG beschlos- 
sen worden ist, der Bundesrepublik Deutschland, 
Italien und Luxemburg gemeinschaftliche Ausgleich- 
zahlungen zu gewähren, 

in der Erwägung, daß gleichzeitig mit dem Erlaß 
einer Verordnung für die Zahlung dieser Aus- 
gleichsbeträge im Rahmen einer Sonderabteilung 
des EAGFL bestimmt werden muß, auf welche 
Haushaltsjahre die Ausgleichszahlungen für ein be- 
stimmtes Getreidewirtschaftsjahr anzurechnen sind, 

beschließt wie folgt: 

Die erforderlichen Mittel für die im Rahmen der 
Festsetzung der gemeinschaftlichen Getreidepreise 
beschlossenen degressiven gemeinschaftlichen Aus- 
gleichszahlungen zugunsten der Bundesrepublik 
Deutschland, Italiens und des Großherzogtums Lu- 
xemburg während der Getreidewirtschaftsjahre 
1967/68, 1968/69 und 1969/70 werden in die Haus- 
haltspläne der Haushaltsjahre 1968, 1969 bzw. 1970 
eingesetzt. 
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